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Satzung über die Abfallentsorgung 
in der Gemeinde Südlohn vom 06.03.2009 

in der Fassung der Bekanntmachung vom 20.12.2023 
 

Aufgrund der §§ 7 und 8 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW.  S. 666), des Kreislaufwirtschaftsgesetzes 

(KrWG) vom 24.02.2012 (BGBl. I 2012, S. 212 ff.), des § 7 der Gewerbeabfallverordnung (GewAbfV) 

vom 18.04.2017 (BGBl. I 2017, S. 896 ff.), des Elektro- und Elektronikgerätegesetzes (ElektroG) vom 
20.10.2015 (BGBl. I 2015, S. 1739 ff.), des Batteriegesetzes (BattG) vom 25.06.2009 (BGBl. I 2009, S. 

1582), des Verpackungsgesetzes (VerpackG - Art. 1 des Gesetzes zur Fortentwicklung der haushalts-
nahen Getrennthaltung von wertstoffhaltigen Abfällen vom 05.07.2017 – BGBl. I 2017, S. 2234 ff.), 

der §§ 5, 8 und 9 des Abfallgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (LAbfG NW) vom 21. Juni 

1988, des § 17 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten vom 19.02.1987 (OWiG- BGBÖ-O 1987, S. 
602), alle jeweils in der z.Zt. gültigen Fassung, hat der Rat der Gemeinde Südlohn in seiner Sitzung 

am 18.02.2009/09.12.2009/23.05.2012/22.10.2014/22.11.2017/18.09.2019/16.12.2020/13.12.2023 
folgende Satzung beschlossen: 

 
§ 1  

Aufgaben und Ziele 

(1) Die Gemeinde betreibt die Abfallentsorgung in ihrem Gebiet nach Maßgabe der Gesetze und dieser 
Satzung als öffentliche Einrichtung. Diese öffentliche Einrichtung wird als „kommunale Abfallent-

sorgungseinrichtung“ bezeichnet und bildet eine rechtliche und wirtschaftliche Einheit. 
(2) Die Gemeinde erfüllt insbesondere folgende abfallwirtschaftliche Aufgaben, die ihr gesetzlich zu-

gewiesen sind: 

1. Einsammeln und Befördern von Abfällen, die im Gemeindegebiet anfallen. 
2. Information und  Beratung der privaten Haushalte über die Möglichkeiten der Vermeidung, 

Vorbereitung zur Wiederverwendung, Verwertung und Entsorgung von Abfällen, sofern diese 
Aufgabe vom Kreis Borken als entsorgungspflichtige Körperschaft übertragen wurde (§ 46 

KrWG). 
3. Aufstellung, Unterhaltung und Entleerung von Straßenpapierkörben, soweit dies nach den örtli-

chen Gegebenheiten erforderlich ist. 

4. Einsammlung von verbotswidrigen Abfallablagerungen von den der Allgemeinheit zugänglichen 
Grundstücken im Gemeindegebiet. 

(3) Darüber hinaus führt die Gemeinde die Sortierung von Wertstoffen aus Verpackungen und von 
anderen in das System nach § 6 Abs. 3 Verpackungsverordnung einbezogenen Wertstoffen durch, 

die ihr vom Kreis gem. § 5 Abs. 6 Satz 4 LAbfG NW übertragen worden sind. 

(4) Die Sortierung, Verwertung, Behandlung, Lagerung, Verbrennung und Deponierung der Abfälle 
wird vom Kreis nach einer von ihm hierfür erlassenen Abfallsatzung wahrgenommen.  

(5) Die Gemeinde kann sich zur Durchführung der Aufgaben nach den Absätzen 1 - 3 Dritter bedienen 
(§ 22 KrWG). 

(6) Die Gemeinde wirkt darauf hin, dass bei Veranstaltungen, die auf Grundstücken oder in öffentli-

chen Einrichtungen der Gemeinde durchgeführt werden, die Maßgaben des § 2 LAbfG beachtet 
und insbesondere vorrangig Gebrauchsgüter verwendet werden, die sich durch Wiederverwend-

barkeit oder Verwertbarkeit auszeichnen.  
 

§ 2  
Abfallentsorgungsleistungen der Gemeinde 

(1) Die Entsorgung von Abfällen durch die Gemeinde umfasst das Einsammeln und Befördern der 

Abfälle zu den Abfallentsorgungsanlagen oder Müllumschlagstationen des Kreises, wo sie sortiert, 
der Vorbereitung zur Wiederverwendung, der Verwertung oder der Beseitigung zugeführt werden. 

Wiederverwertbare Abfälle werden – soweit erforderlich (§ 9 KrWG) – getrennt eingesammelt und 
befördert, damit sie einer Verwertung zugeführt werden können. Bei den eingesammelten Abfällen 

handelt es sich insbesondere um Siedlungsabfälle im Sinne des § 3 Abs. 5 a KrWG.  

(2) Im einzelnen erbringt die Gemeinde gegenüber den Benutzern der kommunalen Abfallentsor-
gungseinrichtung folgende Abfallentsorgungsleistungen: 

1. Einsammeln und Befördern von Restmüll. 
2. Einsammeln und Befördern von Bioabfällen (§ 20 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 KrWG). Unter Bioabfällen 

sind hierbei alle im Abfall enthaltenen biologisch abbaubaren Abfallanteile zu verstehen (vgl. § 
3 Abs. 7 KrWG). 

3. Einsammlung und Beförderung von Kunststoffabfällen, soweit es sich nicht um Einweg- 

 Verpackungen im Sinne des § 3 VerpackG handelt (§ 20 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 KrWG). 
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4. Einsammlung und Beförderung von Metallabfällen, woweit es sich nicht um Einweg-
Verpackungen im Sinne des § 3 VerpackG handelt (§ 20 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 KrWG). 

5. Einsammeln und Befördern von Altpapier (§ 20 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 KrWG; hierzu gehört Altpa-
pier, welches keine Einweg-Verpackung (§ 3 Abs. 1 VerpackG) aus Papier/Pappe/Karton dar-

stellt, wie z. B. Zeitungen, Zeitschriften und Schreibpapier; Einweg-Verkaufsverpackungen aus 

Pappe/Papier/Karton werden ebenfalls erfasst, sind aber dem privatwirtschaftlichen Dualen 
System auf der Grundlage der §§ 13 ff. VerpackG zugeordnet (§ 2 Abs. 3 dieser Satzung). 

6. Einsammeln und Befördern von Glasabfällen, soweit es sich nicht um Einweg-Verpackungen im 
Sinne des § 3 VerpackG handelt (§ 20 Abs. 2 Satz 1 Nr. 5 KrWG und § 2 Abs. 3 dieser Sat-

zung). 

7. Einsammlung und Beförderung von Alttextilien (§ 20 Abs. 2 Satz 1 Nr. 6 KrWG). 
8. Einsammlung und Beförderung von sperrigen Abfällen (Sperrmüll; § 20 Abs. 2 Satz 1 Nr. 7 

KrWG). 
9. Einsammlung und Beförderung von Elektro- und Elektronik-Altgeräten nach dem Elektro- und 

Elektronikgerätegesetz (ElektroG) und § 16 Abs. 2 dieser Satzung. 
10. Einsammlung und Beförderung von Altbatterien gemäß § 13 Batteriegesetz (BattG). 

11. Einsammlung und Beförderung von gefährlichen Abfällen mit Schadstoffmobilen (§ 20 Abs. 2 

Satz 1 Nr. 8 KrWG). 
12. Information und Beratung über die Vermeidung, Vorbereitung zur Wiederverwendung, Verwer-

tung und Entsorgung von Abfällen (§ 46 KrWG). 
13. Aufstellen, Unterhalten und Entleeren von Straßenpapierkörben. 

14. Betrieb eines Wertstoffhofes, sofern eingerichtet. 

Das Einsammeln und Befördern der Abfälle erfolgt durch eine grundstücksbezogene Abfallentsor-
gung mit Abfallgefäßen (Restmüll-, Biomüll- und Papiertonnen), grundstücksbezogene 

Sammlungen im Holsystem (Sperrmüll, Metall-, Elektro- und Elektronikaltgeräte) sowie durch 
eine getrennte Bringsammlung von Abfällen außerhalb der regelmäßigen grundstücksbezogenen 

Abfallentsorgung (Wertstoffhof, Alttextilcontainer und Umweltmobil des Kreises Borken). Die nä-

heren Einzelheiten sind in den §§ 4, 10 - 16 dieser Satzung geregelt. 
(3) Das Einsammeln und Befördern von gebrauchten Einweg-Verpackungen aus Glas, Papier/Pappe/ 

Karton, Kunststoffen, Verbundstoffen erfolgt im Rahmen des rein privatwirtschaftlichen Dualen 
Systems zur Einsammlung, Sortierung und Verwertung von gebrauchten Einweg-Verpackungen auf 

der Grundlage der §§ 13 ff. des Verpackungsgesetzes (VerpackG). Dieses privatwirtschaftliche 
Duale System ist kein Bestandteil der öffentlichen Abfallentsorgungseinrichtung der Gemeinde. Es 

werden im Rahmen dieser Satzung und unter Berücksichtigung der Abstimmungsvereinbarung mit 

den privaten Systembetreibern gemäß § 22 VerpackG lediglich flankierende Regelungen dahin ge-
troffen, welche Abfälle (Einwegverpackungen) in die Erfassungsbehältnisse (z. B. gelbe Tonne, 

gelber Sack, Altglascontainer) des privatwirtschaftlichen Systems eingeworfen werden können. Die 
Erfassung von Einweg-Verpackungen aus Papier/Pappe/Karton erfolgt gemeinsam über die öffent-

lich-rechtliche Altpapiererfassung für Druckerzeugnisse, Zeitungen, Zeitschriften. 

 
 

§ 3  
Ausgeschlossene Abfälle 

(1) Vom Einsammeln und Befördern durch die Gemeinde sind gem. § 20 Abs. 3 KrWG mit Zustim-
mung der zuständigen Behörde ausgeschlossen: 

1. Abfälle, die aufgrund eines Gesetzes (z.B. VerpackG) oder einer Rechtsverordnung nach § 25 

KrWG einer Rücknahmepflicht unterliegen, bei denen entsprechende Rücknahmevorrichtung 
tatsächlich zur Verfügung stehen und bei denen die Gemeinde nicht durch Erfassung als ihr 

übertragene Aufgabe bei der Rücknahme mitwirkt (§ 20 Abs. 2 Satz 1 KrWG): 
2. Abfälle zur Beseitigung aus anderen Herkunftsbereichen als privaten Haushaltungen, insbeson-

dere aus Industrie- und Gewerbebetrieben, soweit diese nach Art, Menge oder Beschaffenheit 

nicht mit den in Haushaltungen anfallenden Abfällen eingesammelt, befördert oder beseitigt 
werden können oder die Sicherheit der umweltverträglichen Beseitigung im Einklang mit den 

Abfallwirtschaftsplan des Landes durch einen anderen Entsorgungsträger oder Dritten gewähr-
leistet ist (§ 20 Abs. 2 Satz 2 KrWG).  

3. Soweit nicht ausdrücklich anderweitig geregelt ist, sind die in den Anlagen 1 und 2 nicht ge-

nannten Abfälle vom Einsammeln und Befördern ausgeschlossen. Die Anlagen 1 und 2 sind Be-
standteil dieser Satzung. 

(2) Die Gemeinde kann den Ausschluss von der Entsorgung mit Zustimmung der zuständigen Behörde 
widerrufen, wenn die Voraussetzungen für den Ausschluss nicht mehr vorliegen (§ 20 Abs. 2 Satz 

3 KrWG). 
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§ 4  

Sammeln von gefährlichen Abfällen 

(1) Abfälle aus privaten Haushaltungen, die wegen ihrer besonderen Schadstoffbelastung zur Wah-
rung des Wohls der Allgemeinheit einer getrennten Entsorgung bedürfen (gefährliche Abfälle i.S.d. 

§ 3 Abs. 5 Satz 1 KrWG i.V.m. § 48 KrWG sowie der Abfallverzeichnis-Verordnung) werden von 
der vom Kreis Borken eingerichteten mobilen Sammelstelle (Umweltmobil) angenommen. Dies gilt 

auch für Kleinmengen vergleichbarer Abfälle aus Gewerbe- und Dienstleistungsbetrieben, soweit 

sie mit den in Satz 1 genannten Abfällen entsorgt werden können. Schadstoffhaltige Abfälle im 
Sinne des Satzes 1 sind in der Anlage 2 aufgeführt. Gefährliche Abfälle sind gemäß § 9 a KrWG 

vom Abfallerzeuger (§ 3 Abs. 8 KrWG) bzw. Abfallbesitzer (§ 3 Abs. 9 KrWG) von anderen Abfällen 
getrennt zu halten und der Gemeinde zu überlassen. 

(2) Gefährliche Abfälle im Sinne des § 3 Abs. 5 Satz 1 KrW-AbfG dürfen nur am Umweltmobil zu den 
vom Kreis Borken bekannt gegebenen Terminen angeliefert werden.  

 

§ 5  
Anschluss- und Benutzungsrecht 

(1) Jeder Eigentümer eines im Gebiet der Gemeinde liegenden Grundstücks ist im Rahmen der §§ 2- 4 
dieser Satzung berechtigt, von der Gemeinde den Anschluss seines Grundstücks an die gemeindli-

che Abfallentsorgung zu verlangen (Anschlussrecht). 

(2) Der Anschlussberechtigte und jeder andere Abfallbesitzer im Gebiet der Gemeinde hat im Rahmen 
der §§ 2 bis 4 dieser Satzung das Recht, die auf ihren Grundstücken oder sonst bei ihnen anfal-

lenden Abfälle der kommunalen Abfallentsorgung zu überlassen (Benutzungsrecht). 
 

§ 6  

Anschluss- und Benutzungszwang 
(1) Jeder Eigentümer eines im Gebiet der Gemeinde liegenden Grundstücks ist verpflichtet, sein 

Grundstück an die gemeindliche Abfallentsorgung anzuschließen, wenn das Grundstück von priva-
ten Haushaltungen zu Wohnzwecken genutzt wird (Anschlusszwang). Der Eigentümer eines Grund-

stückes als Anschlusspflichtiger und jeder andere Abfallbesitzer (z.B. Mieter, Pächter) auf einem an 
die kommunale Abfallentsorgung angeschlossenen Grundstück ist verpflichtet, im Rahmen der §§ 2 

bis 4 die auf seinem Grundstück oder sonst bei ihm anfallenden Abfälle zur Beseitigung und Abfälle 

zur Verwertung aus privaten Haushaltungen der kommunalen Abfallentsorgungseinrichtung zu 
überlassen (Benutzungszwang). Abfälle aus privaten Haushaltungen sind nach § 17 Abs. 1 Satz 1 

KrWG i.V.m. § 2 Nr. 2 GewAbfV Abfälle, die in privaten Haushalten im Rahmen der privaten Le-
bensführung anfallen, insbesondere in Wohnungen und zugehörigen Grundstücks- oder Gebäude-

teilen sowie in anderen vergleichbaren Anfallstellen wie Wohnheimen oder Einrichtungen des be-

treuten Wohnens. 
(2) Eigentümer von Grundstücken und Abfallerzeuger/Abfallbesitzer auf Grundstücken , die nicht zu 

Wohnzwecken, sondern anderweitig z.B. gewerblich/industriell genutzt werden, haben gleicherma-
ßen die Verpflichtungen nach Abs. 1, soweit auf diesen Grundstücken Abfälle zur Beseitigung im 

Sinne des § 3 Abs. 1 Satz 2 2. Halbsatz KrWG anfallen und diese in zugelassenen Abfallbehältern 
und Abfallsäcken (§ 10) gesammelt werden können. Sie haben nach § 7 Satz 4 der Gewerbeabfall-

Verordnung für gewerbliche Siedlungsabfälle im Sinne des § 2 Nr. 1 GewAbfV eine Pflicht-

Restmülltonne zu benutzen. Abfälle gelten als angefallen, wenn erstmalig die Begriffsmerkmale in § 
3 Abs. 3 Abs. 1 KrWG erfüllt sind. Das sog. Huckepackverfahren ist unzulässig, d.h. angefallener 

Restmüll darf als gemischter Siedlungsabfall (Abfallschlüssel-Nummer 20 03 01) nicht mit anderen 
Abfällen, die einer anderen Abfallschlüssel-Nummer der Anlage zur Abfallverzeichnisverordnung zu-

zuordnen sind, entsorgt werden. Im übrigen gilt Abfall zur Beseitigung als angefallen, wenn kon-

krete Verwertungsmaßnahmen durch den gewerblichen Abfallbesitzer/-erzeuger unter Beachtung 
der Vorgaben zur Trennung von Abfällen in den §§ 3 und 4 GewAbfV nicht schlüssig und nachvoll-

ziehbar aufgezeigt werden können. Diese ist z.B. bei benutzten Staubsaugerbeuteln, benutzten Pa-
piertaschen- bzw. Papierküchentüchern, Küchenschwämmen, Kehricht, benutzten Damenbinden 

und Tampons, Zigarettenkippen sowie zerbrochenem Porzellan anzunehmen. Die Zuteilung des Ge-

fäßvolumens für die Pflicht-Restmülltonne erfolgt auf der Grundlage der Maßgaben in § 11 Abs. 4 
dieser Satzung. Darüber hinaus besteht die Möglichkeit der freiwilligen Benutzung der Biotonne, 

damit die Fehlwurfquote bezogen auf Glas und Bioabfälle von nicht mehr als 5 % in einem Abfall-
gemisch eingehalten werden kann, welches gemäß den §§ 3 Abs. 2, 4 Abs. 1 GewAbfV einer Vor-

behandlungsanlage zuzuführen ist.   
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(3) Der Anschluss- und Benutzungszwang nach Abs. 1 und Abs. 2 besteht auch für Grundstücke, die 
anderweitig z.B. gewerblich/industriell und gleichzeitig von privaten Haushaltungen zu Wohnzwe-

cken genutzt werden (sog. gemischt genutzte Grundstücke). Die Nutzung einer gemeinsamen 
Restmülltonne durch die privaten Haushaltungen und die Erzeuger und Besitzer von gewerblichen 

Siedlungsabfällen ist auf Antrag möglich. 

(4) Das Verbrennen von pflanzlichen Abfällen wird durch Allgemeinverfügung geregelt. Das Abbrennen 
von sog. Brauchtumsfeuern wird im Einzelfall durch die Gemeinde Südlohn genehmigt, soweit hier-

zu keine ordnungsbördliche Verordnung erlassen worden ist. 
 

§ 7  

Ausnahmen vom Benutzungszwang 
Ein Benutzungszwang nach § 6 besteht nicht, 

- soweit Abfälle gemäß § 3 Abs. 1 oder 2 dieser Satzung von der kommunalen Abfallentsorgungsan-
lage ausgeschlossen sind; 

- soweit Abfälle einer Rücknahme- oder Rückgabepflicht aufgrund einer Rechtsverordnung nach § 
25 KrWG unterliegen und die Gemeinde an deren Rücknahme nicht mitwirkt (§ 17 Abs. 2 Satz 1 

Nr. 1 KrWG); 

- soweit Abfälle zur Verwertung, die nicht gefährlich im Sinne des § 3 Abs. 5 KrWG sind, durch nach 
§ 17 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3, Satz 2, § 18 KrWG zulässige, gemeinnützige Sammlung einer ordnungs-

gemäßen und schadlosen Verwertung zugeführt werden; 
- soweit Abfälle, die nicht gefährlich im Sinne des § 3 Abs. 5 KrWG sind, durch eine nach § 17 Abs. 

2 Satz 1 Nr. 4, Abs. 3, § 18 KrWG zulässige gewerbliche Sammlung einer ordnungsgemäßen und 

schadlosen Verwertung zugeführt werden, soweit dies der Gemeinde und dem Kreis nachgewiesen 
worden ist und nicht überwiegende öffentliche Interessen entgegenstehen; 

- soweit Abfälle in Wahrnehmung der Produktverantwortung nach § 23 KrWG freiwillig zurückge-
nommen werden, wenn dem zurücknehmenden Hersteller oder Vertreiber ein Freistellungs- oder 

Feststellungsbescheid nach § 26 Abs. 3 oder Abs. 4 KrWG erteilt worden ist (§ 17 Abs. 2 Satz 1 

Nr. 2 KrWG). 
 

§ 8 
Ausnahmen vom Anschluss- und Benutzungszwang  

an die kommunale Abfallentsorgungseinrichtung 
(1) Kein Anschluss- und Benutzungszwang an die kommunale Abfallentsorgungseinrichtung besteht 

bei Grundstücken, die von privaten Haushaltungen zu Wohnzwecken genutzt werden, soweit 

der/die Anschluss- und/oder Benutzungspflichtige schlüssig und nachvollziehbar nachweist, dass 
er/sie nicht nur willens, sondern auch fachlich und technisch in der Lage ist, alle auf dem Grund-

stück anfallenden kompostierbaren Stoffe ordnungsgemäß und schadlos im Sinne des § 7 Abs. 3 
KrWG selbst so zu behandeln, dass eine Beeinträchtigung des Wohls der Allgemeinheit, insbeson-

dere durch Gerüche oder Siedlungsungeziefer (z.B. Ratten), nicht entsteht (Eigenverwertung). Die 

Gemeinde stellt auf der Grundlage der Darlegungen der/des Anschluss- und oder Benutzungs-
pflichtigen fest, ob und inwieweit eine Ausnahme vom Anschluss- und Benutzungszwang gemäß § 

17 Abs. 1 Satz 1, 2. Halbsatz KrWG besteht.  
(2) Vom Anschluss- und Benutzungszwang für Kleingarten- und Bioabfälle sind folgende Gehöfte im 

Außenbereich grundsätzlich ausgenommen 
Ortsteil Südlohn 

Borkener Straße, Eschlohn, Tünte, Venn, Wienkamp links und rechts, Haus Volmering, Brink außer 

Hs.-Nr. 7, 23, 24, 29, 36, 37 und 42, Horst außer Hs.-Nr. 1. 
Ortsteil Oeding  

Ebbinghook, Feld, Look, Pingelerhook, Sickinghook, Vredener Str. 53, Hessinghook außer Hs.-Nr. 
2 und 4, Fresenhorst außer Hs.-Nr. 1, Hinterm Busch außer Hs.-Nr. 1 - 5, 7, 8, 20, 21, 26, 27, 30. 

Alle Grundstücke, die nicht gem. dieser Aufzählung zum Außenbereich gehören, gehören zum In-

nenbereich. 
(3) Eine Ausnahme vom Anschluss- und Benutzungszwang besteht bei Grundstücken, die nicht zu 

Wohnzwecken, sondern anderweitig z.B. industriell/gewerblich genutzt oder gewerblich genutzt 
werden, wenn der Abfallerzeuger/Abfallbesitzer nachweist, dass er/sie die bei ihm anfallenden Ab-

fälle zur Beseitigung in eigenen Anlagen beseitigt (Eigenbeseitigung) und keine überwiegenden öf-

fentlichen Interessen eine Überlassung der Abfälle zur Beseitigung erfordern. Die Gemeinde stellt 
auf der Grundlage der Darlegungen der/des Anschluss- und/oder Benutzungspflichtigen fest, ob 

eine Ausnahme vom Anschluss- und Benutzungszwang gem. § 17 Abs. 1 Satz 2, 2. Halbsatz KrWG 
besteht. 
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§ 9 
Selbstbeförderung zu Abfallbeseitigungsanlagen 

Erzeuger/Besitzer von Abfällen, deren Einsammeln und Befördern durch die Gemeinde  gemäß § 3 
dieser Satzung ausgeschlossen ist, sind verpflichtet, ihre Abfälle zum Zwecke des Verwertens, Behan-

delns, Lagerns oder Ablagerns gemäß der Satzung über die Abfallentsorgung im Kreis Borken in der 

jeweils gültigen Fassung zu der vom Kreis angegebenen Sammelstelle, Behandlungsanlage oder Ab-
fallentsorgungsanlage zu befördern oder befördern zu lassen. Soweit der Kreis das Behandeln, La-

gern oder Ablagern dieser Abfälle ebenfalls ausgeschlossen hat, sind die Abfälle zum Zwecke des 
Behandelns, Lagerns oder Ablagerns zu einer sonstigen dafür zugelassenen Abfallentsorgungsanlage 

zu befördern oder befördern zu lassen. 

 
§ 10  

Abfallbehälter und Abfallsäcke 
(1) Die Gemeinde bestimmt nach Maßgabe der folgenden Vorschriften Art, Anzahl und Zweck der 

Abfallgefäße, deren Standplatz auf dem Grundstück, ob und wie die Abfälle voneinander getrennt 
zu halten sind, sowie die Häufigkeit und den Zeitpunkt der Abfuhr. 

(2) Für das Einsammeln und Befördern von Abfällen im Holsystem sind folgende Abfallgefäße, Sam-

melbehälter und Abfallsäcke zugelassen: 
1.  80-l-Gefäß für Restmüll     - "Graue Tonne" - 

2. 120-l-Gefäß für Restmüll    - "Graue Tonne" -  
3. 240-l-Gefäß für Restmüll    - "Graue Tonne" -  

4. 120-l-Gefäß für Bioabfälle  - "Braune Tonne" - nur im Innenbereich nach § 8 Abs. 2  

5. 240-l-Gefäß für Bioabfälle  - „Braune Tonne“ - nur im Innenbereich nach § 8 Abs. 2 
6. 240-l-Gefäß für Altpapier    - "Blaue Tonne" 

7. 1,1 cbm Container für Restmüll 
8. Gelbe Tonne für Leichtstofffraktionen (z.B. Metalle, Kunststoffe, Verbund-Verpackungen, Alu-

minium). 

(3) Darüber hinaus stehen im Gebiet der Gemeinde Sammelbehälter für die getrennte Sammlung von 
Wertstoffen (Glas und Alttextilien) bereit (Bringsystem). 

(4) Für die Entsorgung von Abfällen, die im häuslichen Bereich anfallen, jedoch nicht über die Rest-
mülltonne oder die Biotonne entsorgt werden können (Sperrgut, Grünabfällen) wird ein Wertstoff-

hof eingerichtet. Die Lage des Wertstoffhofes wird von der Gemeinde öffentlich bekannt gemacht.  
(5) Für vorübergehend mehr anfallenden Restmüll bzw. für kompostierbare Gartenabfälle, die sich 

zum Einsammeln in Abfallsäcken eignen, können von der Gemeinde zugelassene Abfallsäcke be-

nutzt werden. Diese Abfallsäcke können bei der Gemeindeverwaltung erworben werden. Sie wer-
den eingesammelt, wenn sie zugebunden neben den zugelassenen Abfallgefäßen für Restmüll 

bzw. Biomüll bereitgestellt sind. Zum Zubinden der Gartenabfallsäcke ist kompostierbares Material 
(kein Draht oder Plastik) zu verwenden. 

 

§ 11  
Anzahl und Größe der Abfallbehälter 

(1) Jedes Grundstück erhält einen blauen Abfallbehälter für Altpapier in der Gefäßgröße 240 l, einen 
braunen Abfallbehälter für Bioabfälle (mit Ausnahme der in § 8 Abs. 2 genannten Grundstücke im 

Außenbereich), eine Gelbe Tonne für Kunststoffe, Metalle und Verbundstoffe und einen grauen 
Abfallbehälter für Restmüll in den vom Abfallbesitzer frei wählbaren Gefäßgrößen 90-l,120-l oder 

240-l. 

(2) Für die Abfuhr von Abfällen aus anderen Herkunftsbereichen als privaten Haushaltungen wird der 
Behälterbedarf für Abfälle zur Beseitigung vom Abfallbesitzer frei zwischen den Größen 90-l, 120-l 

oder 240-l gewählt. Bei zu gering gewähltem Fassungsvolumen findet Abs. 2 entsprechend An-
wendung. Die Gemeinde legt aufgrund der vorgelegten Nachweise und ggf. eigenen Ermittlun-

gen/Erkenntnissen das zur Gewährleistung einer ordnungsgemäßen Entsorgung erforderliche Be-

hältervolumen fest. 
(3) Wird bei zwei aufeinander folgenden Entleerungsterminen festgestellt, dass ein oder mehrere 

vorhandene Abfallbehälter für die Aufnahme einer regelmäßig anfallenden Abfallart (z.B. Restmüll, 
Bioabfall) nicht ausreichen und sind zusätzliche Abfallbehälter oder ein Abfallbehälter mit größe-

rem Fassungsvolumen  nicht beantragt worden, so haben die Anschlusspflichtigen nach schriftli-

cher Aufforderung durch die Gemeinde den/die erforderlichen Abfallbehälter aufzustellen. Kom-
men sie dieser Aufforderung nicht nach, so haben sie die Aufstellung der Abfallbehälter durch die 

Gemeinde zu dulden. Die Entscheidung über den Antrag auf Zustellung einer zusätzlichen Gelben 
Tonne obliegt dem zuständigen Entsorger der über das „Duale System“ zu erfassenden Abfälle. 



 - 6 - 

  Nr. 5/2023 

(4) Wird bei drei aufeinander folgenden Entleerungsterminen festgestellt, dass Bioabfallgefäße oder 
Papiergefäße oder die Gelbe Tonne mit Restmüll oder anderen Abfällen falsch befüllt worden sind, 

so werden wegen der damit verbundenen Verhinderung einer ordnungsgemäßen und schadlosen 
Verwertung dieser Abfälle diese Gefäße abgezogen und durch Restmüllgefäße mit dem entspre-

chenden Fassungsvolumen der abgezogenen Bioabfall- und Altpapiergefäße ersetzt. 

 
§ 12  

Standplatz und Transportweg für Abfallbehälter 
(1) Die Abfallgefäße sind zu den Abfuhrterminen an die nächstgelegene öffentliche Straße zu stellen 

(Aufstellungsort). Sie sind so aufzustellen, dass der Verkehr nicht gefährdet wird. Der Standplatz 

und der Transportweg richten sich nach DIN-Normen des Normenkontrollausschusses Kommunale 
Technik und nach den Unfallverhütungsvorschriften. 

(2) Für die im Außenbereich liegenden Grundstücke kann die Gemeinde im Einzelfall etwas anderes 
anordnen, wenn die Entfernung zwischen Standplatz auf dem Grundstück und Aufstellungsort zum 

Zwecke der Entleerung übermäßig groß ist oder die nächstgelegene öffentliche Straße für das Be-
fahren mit Müllsammelfahrzeugen ungeeignet ist. Im konkreten Einzelfall ist diese Vorschrift auch 

auf Grundstücke im Innenbereich anwendbar. 

(3) Ist eine Straße wegen ihres Zustands oder aus sonstigen Gründen vorübergehend mit Müllfahr-
zeugen nicht befahrbar, sind die Abfallgefäße unaufgefordert an einer befahrbaren Straße zur Ent-

leerung aufzustellen.  
 

§ 13  

Benutzung der Abfallgefäße 
(1) Die Abfallgefäße werden von der Gemeinde über den Abfuhrunternehmer aufgestellt und unter-

halten. Die Gestellungskosten sind in den Benutzungsgebühren enthalten. Die durch den normalen 
Verschleiß bedingten Reparaturen an den Gefäßen werden kostenlos durchgeführt. Sie bleiben Ei-

gentum des Abfuhrunternehmers. 

(2) Die Abfälle müssen in die von der Gemeinde gestellten Abfallbehälter und Abfallsäcke oder die 
dafür zur Verfügung gestellten Depotcontainer entsprechend deren Zweckbestimmung eingefüllt 

werden. Abfälle dürfen nicht in einer anderen Weise zum Einsammeln bereitgestellt oder neben 
die Abfallbehälter oder Depotcontainer gelegt werden. Für schadstoffhaltige Abfälle gilt § 4, für 

sperrige Abfälle § 16 sinngemäß. 
(3) Der Grundstückseigentümer hat dafür zu sorgen, dass die Abfallbehälter allen Hausbewohnern 

zugänglich sind und ordnungsgemäß benutzt werden können. 

(4) Die Abfallbesitzer haben die Abfälle getrennt nach Bioabfällen, Glas, Altpapier, Metallen, Kunst-
stoffen, Verbundstoffen, Alttextilien sowie Restmüll getrennt zu halten und wie folgt zur Abfallent-

sorgung bereitzustellen:  
a) Glas ist sortiert nach Weiß-, Braun- und Grünglas in die von der Gemeinde zur Verfügung ge-

stellten Depotcontainer (Sammelcontainer) zu füllen.  

b) Altpapier ist in den blauen Abfallbehälter einzufüllen, der auf dem Grundstück des Abfallbesit-
zers zur Verfügung steht, und in diesem zur Abholung bereitzustellen.  

c) Bioabfälle sind in den braunen Abfallbehälter einzufüllen, der auf dem Grundstück des Abfall-
besitzers zur Verfügung steht, und in diesem Abfallbehälter zur Abholung bereitzustellen.  

d) Metalle, Kunststoffe, Verbundstoffe (insbesondere Verkaufsverpackungen aus diesen Materia-
lien) sind in die Gelbe Tonne einzufüllen, der auf dem Grundstück des Abfallbesitzers zur Ver-

fügung steht, und in diesem gelben Abfallsack zur Abholung bereitzustellen. 

e) am Umweltmobil sind gefährliche Abfalle nach § 4 sowie Elektrokleingeräte zu entsorgen 
f) sperrige Abfälle sowie Elektro- und Elektronik-Altgeräte (Großgeräte) aus Haushaltungen sind 

nach § 16 zur Abholung bereitzustellen; Kühlgeräte sind nach Absprache mit der Gemeinde zur 
Abholung bereitzustellen  oder direkt an der Kreisdeponie abzugeben. 

g) Alttextilien sind in die Sammelcontainer zu geben oder bei genehmigten Sammlungen abzuge-

ben und 
h) der verbleibende Restmüll, ist in den grauen Abfallbehälter einzufüllen, der auf dem Grund-

stück des Abfallbesitzers zur Verfügung steht und in diesem grauen Abfallbehälter zur Abho-
lung bereitzustellen.  

(5) Die Abfallbehälter sind schonend zu behandeln; sie dürfen nur soweit gefüllt werden, dass sich 

der Deckel schließen lässt. Abfälle dürfen nicht neben die Abfallbehälter geworfen oder daneben 
gestellt werden. Abfälle dürfen nicht in Abfallbehälter eingestampft, oder in ihnen in einer Art und 

Weise verdichtet werden, dass eine Entleerung am Abfallfahrzeug nicht mehr möglich ist, weil der  
Inhalt nicht mehr geschüttet werden kann und hierdurch der Entleerungsvorgang ausgeschlossen 
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wird. Es ist nicht gestattet, brennende, glühende oder heiße Abfälle in Abfallbehälter zu füllen o-
der Abfälle im Abfallbehälter zu verbrennen. 

(6) Sperrige Gegenstände, Schnee und Eis sowie Abfälle, welche die Abfallgefäße, die Sammelfahr-
zeuge oder die Sammelcontainer beschädigen oder ungewöhnlich verschmutzen können, dürfen 

nicht in die Abfallbehälter und Abfallsäcke gefüllt werden. 

(7) Die Haftung für Schäden, die vor allem durch unsachgemäße Behandlung der Abfallgefäße oder 
durch Einbringen nicht zugelassener Gegenstände an den Sammelfahrzeugen oder den Sammel-

containern entstehen, richtet sich nach den allgemeinen Vorschriften. Sind Abfallgefäße zerstört 
oder abhanden gekommen, so ist die Gemeinde unverzüglich zu informieren.  

(8) Die Gemeinde gibt die Termine für die Einsammlung verwertbarer Stoffe und die Standorte der 

Annahmestellen oder Depotcontainer (Sammelcontainer) rechtzeitig bekannt. 
(9) Zur Vermeidung von Lärmbelästigungen dürfen Depotcontainer nur werktags in der Zeit von 7.00 

- 13.00 Uhr und 14.00 - 22.00 Uhr benutzt werden. 
 

§ 14  
Zulassung einer Entsorgungsgemeinschaft 

Auf Antrag der Grundstückseigentümer kann eine Entsorgungsgemeinschaft von maximal 3 Haushal-

ten oder 6 Personen auf einem Grundstück für die Papiertonne zugelassen werden. Die als Entsor-
gungsgemeinschaft zugelassenen Grundstückseigentümer haften gegenüber der Gemeinde im Hin-

blick auf die zu zahlenden Abfallentsorgungsgebühren als Gesamtschuldner im Sinne der §§ 421 ff. 
BGB. 

 

§ 15 
 Häufigkeit und Zeit der Leerung 

(1) Die auf dem Grundstück des Abfallbesitzers vorhandenen Abfallbehälter werden wie folgt entleert 
bzw. abgeholt: 

• der graue Abfallbehälter für Restmüll und der blaue Abfallbehälter für Altpapier werden im 4-

Wochen-Rhythmus ab Grundstück entsorgt 

• die Gelbe Tonne für Kunststoffe, Metalle, Verbundstoffe (insbesondere für Leichtverpackun-

gen aus diesen Materialien) wird im 4-Wochen-Rhythmus ab Grundstück entsorgt 
• darüber hinaus wird im Innenbereich nach § 8 Abs. 2 der braune Abfallbehälter für Bioabfälle 

im 2-Wochen-Rhythmus entsorgt. 

 
(2) Die Abfallgefäße sind am Abfuhrtag bis 6.00 Uhr bereitzustellen. 

(3) Die Tage der Leerung sowie notwendig werdende Änderungen werden von der Gemeinde be-
stimmt und rechtzeitig bekannt gegeben.  

 

 
§ 16 

Sperrmüll und Entsorgung von Elektro- und Elektronik-Altgeräten 
(1) Der Anschlussberechtigte und jeder andere Abfallbesitzer im Gebiet der Gemeinde hat im Rahmen 

der §§ 2-4 das Recht, sperrige Abfälle, die wegen ihres Umfanges oder ihres Gewichtes nicht in 

den nach dieser Satzung zugelassenen Abfallbehältern eingefüllt werden können (Sperrmüll), von 
der Gemeinde außerhalb der regelmäßigen Abfallentsorgung gesondert abfahren zu lassen. Hin-

sichtlich des Standplatzes für den Sperrmüll findet § 12 Abs. 1 Anwendung. Auch sperrige Abfälle 
sind gemäß § 3 Abs. 5 a Nr. 1 KrwG Siedlungsabfälle im Sinne des § 14 Abs. 1 KrWG. 

(2) Elektro- und Elektronikaltgeräte i.S.d. § 3 Abs. 1 ElektroG sind vom Besitzer der Altgeräte gemäß 
§ 10 Abs. 1 Satz 1 ElektroG vom sonstigen Abfall zu trennen. Elektrogroßgeräte sind bei der 

Schrottabfuhr getrennt vom übrigen verschrottungsfähigen Abfall zur Abholung vor dem Grund-

stück bereit zu stellen oder zum Wertstoffhof zu bringen (§§ 13, 14 ElektroG), Besitzer von Altge-
räten haben Altbatterien und Altakkumulatoren, die nicht von Altgeräten umschlossen sind, gemäß 

§ 10 Abs. 1 Satz 2 ElektroG vor der Abgabe an der Erfassungsstelle von diesen zu trennen und der 
gesonderten Altbatterien-Entsorgung zuzuführen. Dieses gilt gemäß § 10 Abs. 1 Satz 3 ElektroG 

nicht, soweit nach § 14 Abs. 5 Satz 2 und Satz 3 ElektroG Altgeräte separiert werden, um sie für 

die Wiederverwendung vorzubereiten. Elektrokleingeräte (bis 5 kg, keine Bildschirmgeräte) sind 
zum Umweltmobil zu bringen. Die Termine des Umweltmobils werden im Abfallkalender der Ge-

meinde bekannt gegeben. 
(3) Altbatterien i.S.d. § 2 Abs. 9 Batteriegesetz (BattG) sind vom Endnutzer (§ 2 Abs. 13 BattG) als 

Besitzer von Altbatterien gemäß § 11 Abs. 1 Satz 1 BattG vom unsortierten Siedlungsabfall einer 
getrennten Erfassung zuzuführen. Dieses gilt gemäß § 11 Abs. 1 Satz 1 BattG vom unsortierten 

Siedlungsabfall einer getrennten Erfassung zuzuführen. Dies gilt gemäß § 11 Abs. 1 Satz 2 BattG 
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nicht für Altbatterien, die in andere Produkte fest eingebaut worden sind. Die Stadt/Gemeinde in-
formiert darüber, in welcher Art und Weise die getrennte Rücknahme von Altbatterien erfolgen 

soll. 
(4) Elektrogroßgeräte werden nach Absprache von der Gemeinde gegen Gebühr abgeholt. 

(5) Die Einzelteile dürfen nicht schwerer als 50 kg sein. Sofern sperrige Abfälle wegen Art, Umfang 

oder Gewicht nicht von einer Fahrzeugbesatzung verladen werden können, besteht keine Abfuhr-
pflicht. Die Höchstmenge für die Sperrmüllabfuhr beträgt 2 m³ pro Abfuhrtermin, max. jedoch 6 

m³ im Jahr. 
(6) Für die Abfuhr von Sperrmüll, Schrott und Elektrogroßgeräten ist eine vorherige Anmeldung bei 

der Gemeindeverwaltung erforderlich. Diese kann über das Internet oder mit den von der Ge-

meinde zur Verfügung gestellten Abholkarten erfolgen. Der Termin für die Abfuhr wird dem Ab-
fallbesitzer rechtzeitig mitgeteilt. 

 
 

 
 

§ 17  

Anmeldepflicht 
(1) Der Grundstückseigentümer hat der Gemeinde den erstmaligen Anfall von Abfällen, die voraus-

sichtliche Menge sowie jede wesentliche Veränderung der anfallenden Abfälle oder ihrer Menge 
unverzüglich anzumelden. 

(2) Wechselt der Grundstückseigentümer so sind sowohl der bisherige als auch der neue Eigentümer 

verpflichtet, die Gemeinde unverzüglich zu benachrichtigen. 
(3) Eine Umbestellung der Gefäße nach § 13 ist nur im 1. Quartal eines Jahres möglich. Ausgenom-

men hiervon sind Änderungen, die sich aufgrund von Veränderungen der Haushaltsgröße und Mie-
terwechsel ergeben. 

 

§ 18 
Auskunftspflicht und Betretungsrecht 

(1) Der Grundstückseigentümer, der Nutzungsberechtigte oder der Abfallbesitzer/Abfallerzeuger sind 
verpflichtet, über § 17 hinaus alle für die Abfallbeseitigung erforderlichen Auskünfte zu erteilen. 

Hierzu gehört z.B. auch die Mitteilung über die Anzahl der Beschäftigen, ihre Arbeitszeiten, die An-
zahl der Betten in Wohn- und Pflegeheimen sowie Beherbergungsunternehmen. 

(2) Die Eigentümer und Besitzer von Grundstücken, auf denen überlassungspflichtige Abfälle anfallen, 

sind nach § 19 Abs. 1 Satz 1 KrWG verpflichtet, das Aufstellen von Abfallgefäßen auf ihrem 
Grundstück sowie das Betreten des Grundstücks zum Zweck des Einsammelns und zur Überwa-

chung des Getrennthaltens und der Verwertung von Abfällen zu dulden. 
(3) Den Beauftragten der Gemeinde ist zur Prüfung, ob die Vorschriften dieser Satzung befolgt wer-

den, im Rahmen des § 19 Abs. 1 KrWG Zutritt zu den Grundstücken zu gewähren, für die nach 

dieser Satzung Anschluss- und Benutzungszwang besteht. 
(4) Die Anordnungen der Beauftragten sind zu befolgen. 

(5) Die Beauftragten haben sich durch einen von der Gemeinde ausgestellten Dienstausweis auszu-
weisen. 

(6) Das Grundrecht auf Unverletzlichkeit der Wohnung (Art. 14 Abs. 1 Grundgesetz) wird inwoweit 
durch § 19 Abs. 1 Satz 3 KrWG eingeschränkt. 

 

§ 19  
Unterbrechung der Abfallentsorgung 

(1) Unterbleibt die der Gemeinde obliegende Abfallentsorgung bei vorübergehenden Einschränkun-
gen, Unterbrechungen oder Verspätungen infolge von Betriebsstörungen, Streiks, betriebsnot-

wendigen Arbeiten oder behördlichen Verfügungen, werden die erforderlichen Maßnahmen so 

schnell wie möglich nachgeholt. 
(2) In Fällen des Abs. 1 besteht kein Anspruch auf Ermäßigung der Gebühren oder auf Schadenser-

satz. 
 

§ 20  

Benutzung der kommunalen Abfallentsorgungseinrichtung/ 
Anfall der Abfälle, Eigentumsübergang 

(1) Die gebührenpflichtige Benutzung der kommunalen Abfallentsorgungseinrichtung beginnt, wenn 
dem anschluss- und benutzungspflichtigen Grundstückseigentümer ein oder mehrere Abfallgefäße 

zur Verfügung gestellt worden sind oder ein oder mehrere Abfallgefäße anderweitig vorhanden 
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sind du diese zur Abfallüberlassung bereitgestellt werden und das an die kommunale Abfallentsor-
gungseinrichtung angeschlossene Grundstück mit Abfallfahrzeugen zur Entleerung dieser Abfall-

behältnisse angefahren wird. 
(2) Abfälle gelten zum Einsammeln und Befördern als angefallen, wenn die Voraussetzungen des Ab-

fallbegriffs gemäß § 3 Abs. 1 KrWG erstmals erfüllt sind. 

(3) Die Gemeinde ist nicht verpflichtet, im Abfall nach verlorenen Gegenständen suchen zu lassen. Im 
Abfall vorgefundene Wertgegenstände werden als Fundsache behandelt. 

(4) Unbefugten ist nicht gestattet, angefallene und zur Abholung bereitgestellte Abfälle zu durchsu-
chen oder wegzunehmen. 

 

§ 21  
Gebühren 

(1) Für die Benutzung der kommunalen Abfallentsorgung der Gemeinde und sonstige Erfüllung ab-
fallwirtschaftlicher Aufgaben werden Abfallentsorgungsgebühren nach der zu dieser Satzung erlas-

senen Gebührensatzung für die kommunale Abfallentsorgungseinrichtung der Gemeinde Südlohn 
erhoben.  

(2) Dies gilt nicht für Anlieferungen von Abfällen am Wertstoffhof, die wegen ihres Umfanges (z.B. 

nicht haushaltsübliche Mengen nach Haushaltsauflösungen oder Gartenumgestaltung) oder ihrer 
Art (z.B. Bauschutt, Altreifen) nicht von der Gemeinde zu entsorgen bzw. verwerten sind. Hierfür 

sind vor Ort entsprechende Entgelte fällig. 
 

§ 22  

Andere Berechtigte und Verpflichtete 
Die sich aus dieser Satzung für die Grundstückseigentümer ergebenden Rechte und Pflichten gelten 

entsprechend für Erbbauberechtigte, Wohnungseigentümer und sonstige Nutzungsberechtigte im 
Sinne des Wohnungseigentumsgesetzes, Nießbraucher sowie auch alle sonstigen zum Besitz eines 

Grundstücks dinglich Berechtigten. Die Grundstückseigentümer werden von ihren Verpflichtungen 

nicht dadurch befreit, dass neben ihnen andere Anschluss- und Benutzungspflichtige vorhanden sind. 
 

 
§ 23  

Begriff des Grundstückes 
Grundstück im Sinne dieser Satzung ist unabhängig von der Eintragung im Liegenschaftskataster und 

im Grundbuch und ohne Rücksicht auf die Grundstücksbezeichnung jeder zusammenhängende 

Grundbesitz, der eine selbständige wirtschaftliche Einheit bildet. 
 

§ 24 
Ordnungswidrigkeiten 

(1) Unbeschadet der im Bundes- oder Landesrecht getroffenen Regelungen handelt ordnungswidrig, 

wer vorsätzlich oder fahrlässig dieser Satzung zuwiderhandelt, indem er 
1. nach § 3 dieser Satzung ausgeschlossene Abfälle der Gemeinde zum Einsammeln oder Beför-

dern überlässt, 
2. überlassungspflichtige Abfälle der Gemeinde nicht überlässt oder von der Gemeinde bestimmte 

Abfallgefäße und Abfallsäcke zum Einfüllen von Abfällen nicht benutzt und damit dem An-
schluss- und Benutzungszwang in § 6 zuwider handelt, 

3. für bestimmte Abfälle vorgesehene Behälter oder Abfallsäcke entgegen § 13 Abs. 4 dieser Sat-

zung mit anderen Abfällen füllt  
4. Abfallbehälter entgegen den Befüllungsvorgaben in § 13 Abs. 2, Abs. 4 - 6 dieser Satzung be-

füllt;  
5. den erstmaligen Anfall von Abfällen oder wesentliche Veränderungen des Abfalls gemäß § 17 

dieser Satzung nicht unverzüglich anmeldet;  

6. angefallene Abfälle entgegen § 20 Abs. 2 i.V.m. § 20 Abs. 4 dieser Satzung unbefugt durch-
sucht oder wegnimmt. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 5.000 € geahndet werden, soweit nicht 
andere gesetzliche Bestimmungen hierfür eine höhere Geldbuße vorsehen.  

 

§ 25  
Inkrafttreten 

Die Satzung tritt am 01.01.2024 in Kraft. 
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Anlage zur Satzung über die Abfallentsorgung in der Gemeinde Südlohn 

(§ 3 Abs. 1 Nr. 3) 
 

Anlage 1 
Zugelassene Abfallarten 

Abfallentsorgung der Gemeinde Südlohn 

EAK-
Schlüssel 

Bezeichnung  Entsorgung über 

03 01 01 Rinden und Korkabfälle (z.B. Flaschenkorken) Biotonne 

16 02 05 Gebrauchte Geräte, insbesondere „Weiße Ware“ (Herde, 
Waschmaschinen u.ä.) 

Elektrogroßgeräte als 
verschrottungsfähi-
ger Sperrmüll 

17 04 08  Elektrokabel Restmülltonne 

20 01 01 Papier und Pappe (Druckerzeugnisse und Mischpapier) Papiertonne 

20 01 02 Glas Container 

20 01 03 Kunststoffkleinteile, -hohlbehälter Gelber Sack 

20 01 04 Andere Kunststoffe (Folien, Styropor) Gelber Sack 

20 01 05 Metallschrott (Kleinmetall, Getränkedosen usw.) Gelber Sack 

20 01 06 Andere Metalle Schrottabfuhr 

20 01 07 Holz (unbehandeltes Altholz) Sperrmüll 

20 01 08 Organische, kompostierbare Küchenabfälle, getrennt 
gesammelte Fraktionen 

Biotonne 

20 01 10 Bekleidung Vorrangig über Con-
tainer und Sammlun-
gen der Verwertung 
zuzuführen, ansons-
ten Restmüll 

20 01 11 Textilien 

20 01 12 Ausgehärtete Farbe, Druckfarben, Klebstoffe und Kunst-
harze 

Restmülltonne 

20 01 23 Geräte, die Fluorchlorkohlenwasserstoffe enthalten nur Kühlgeräte nach 
Rücksprache mit 
Bauhof 

20 01 24 Elektronische Geräte, insbesondere „Braune Ware“ 
(Fernseher, Computerschrott) 

Nur Großgeräte ab 5 
kg („Schrottabfuhr“); 
Kleingeräte über das 
Schadstoffmobil des 
Kreises Borken 

20 02 01 Kompostierbare Garten- und Parkabfälle, insb. Strauch- 
und Baumschnitt, Mähgut 

Biotonne oder Grün-
annahme 

20 02 02 Erde In kleinen Mengen 
Biotonne 

20 02 02 Steine Restmülltonne 

20 02 03 Andere nicht kompostierbare Abfälle Restmülltonne 

20 03 01 Gemischte Siedlungsabfälle (inkl. getrennt erfasste Bio-
abfälle) 

Restmüll-/Biotonne 

20 03 02 Marktabfälle Soweit sie sich zum 
Sammeln in ge-
meindlichen Gefä-
ßen/Behältern eignen 

20 03 03 Straßenreinigungsabfälle Restmülltonne 
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Anlage 2 
Zugelassene Abfallarten - Schadstoffmobil des Kreises Borken 

EAK-Schlüssel 

EAK-Bezeichnung  

02 01 05 Abfälle von Chemikalien für die Landwirtschaft 

03 02 01 Halogenfreie organische Holzkonservierungsmittel 

03 02 02 Chlororganische Holzkonservierungsmittel 

03 02 03 Metallorganische Holzkonservierungsmittel 

03 02 04 Anorganische Holzkonservierungsmittel 

06 01 01 Schwefelsäure und schweflige Säure 

06 01 02 Salzsäure 

06 01 03 Flußsäure 

06 01 04 Phosphorsäure und phosphorige Säure 

06 01 05 Salpetersäure und salpetrige Säure 

06 04 04 Quecksilberhaltige Abfälle 

06 13 01 Anorganische Pestizide, Biozide und Holzschutzmittel 

07 01 03 Organische halogenierte Lösemittel, Waschflüssigkeiten und Mutterlaugen 

07 01 04 Andere organische Lösemittel, Waschflüssigkeiten und Mutterlaugen 

07 02 03 Organische halogenierte Lösemittel, Waschflüssigkeiten und Mutterlaugen 

07 02 04 Andere organische Lösemittel, Waschflüssigkeiten und Mutterlaugen 

07 03 03 Organische halogenierte Lösemittel, Waschflüssigkeiten und Mutterlaugen 

07 03 04 Andere organische Lösemittel, Waschflüssigkeiten und Mutterlaugen 

07 05 03 Organische halogenierte Lösemittel, Waschflüssigkeiten und Mutterlaugen 

07 05 04 Andere organische Lösemittel, Waschflüssigkeiten und Mutterlaugen 

07 06 03 Organische halogenierte Lösemittel, Waschflüssigkeiten und Mutterlaugen 

07 06 04 Andere organische Lösemittel, Waschflüssigkeiten und Mutterlaugen 

07 07 03 Organische halogenierte Lösemittel, Waschflüssigkeiten und Mutterlaugen 

07 07 04 Andere organische Lösemittel, Waschflüssigkeiten und Mutterlaugen 

08 01 01 Alte Farben und Lacke, die halogenierten Lösemittel enthalten 

08 01 02 Alte Farben und Lacke, die keine halogenierten Lösemittel enthalten 

08 01 03 Abfälle von Farben und Lacken auf Wasserbasis 

08 01 05 Ausgehärtete Farben und Lacke 

09 01 01 Entwickler und Aktivatoren auf Wasserbasis 

09 01 02 Offsetplatten-Entwickler auf Wasserbasis 

09 01 03 Entwickler auf der Basis von Lösemitteln 

09 01 04 Fixierlösungen 

09 01 05 Bleichlösungen und Bleich-Fixier-Lösungen 

10 01 09 Schwefelsäure 

11 01 05 Saure Beizlösungen 

11 01 07 Laugen a.n.g. 

12 01 10 Synthetische Bearbeitungsöle 

13 02 02 Nichtchlorierte Maschinenöle, Getriebe- und Schmieröle 

13 02 03 Andere Maschinenöle, Getriebe- und Schmieröle 

13 03 04 Synthetische Isolier- und Wärmeübertragungsöle oder –flüssigkeiten 

14 01 02 Andere halogenierte Lösemittel und Lösemittelgemische 

14 02 01 Halogenierte Lösemittel und Lösemittelgemische 

14 02 02 Lösemittelgemische oder organische Flüssigkeiten, die keine halogenierten Lösemittel enthalten 

14 03 02 Andere halogenierte Lösemittel 

14 03 03 Lösemittel und Gemische, die keine halogenierten Lösemittel enthalten 

14 04 02 Andere halogenierte Lösemittel und –gemische 

14 04 03 Andere Lösemittel und –gemische 

14 05 02 Andere halogenierte Lösemittel und Gemische 

15 01 99 D 1 Verpackungen mit schädlichen Verunreinigungen 

15 02 99 D 1 Aufsaug- und Filtermaterialien, Wischtücher und Schutzkleidung mit schädlichen Verunreinigungen 

16 02 01 Transformatoren und Kondensatoren, die PCB oder PCT enthalten 

16 05 02 Andere Abfälle mit anorganischen Chemikalien, z.B. Laborchemikalien a.n.g., Feuerlöschpulver 

16 05 03 Andere Abfälle mit organischen Chemikalien, z.B. Laborchemikalien a.n.g. 

16 06 01 Bleibatterien 

16 06 02 Ni-Cd-Batterien 

16 06 03 Quecksilbertrockenzellen 

16 06 04 Alkalibatterien 

16 06 05 Andere Batterien und Akkumulatoren 

16 06 06 Elektrolyte von Batterien und Akkumulatoren 

18 01 05 Gebrauchte Chemikalien und Medizinprodukte 

18 01 05 D1 Zytostatische Mittel 

18 02 04 Gebrauchte Chemikalien  

20 01 05 Kleinmetalle (Getränkedosen u.s.w.) 

20 01 09 Öle und Fette 

20 01 12 Farben, Druckfarben, Klebstoffe und Kunstharze 

20 01 13 Lösemittel 

20 01 14 Säuren 

20 01 15 Laugen 

20 01 17 Photochemikalien 

20 01 18 Medikamente 

20 01 19 Pestizide 

20 01 20 Batterien 

20 01 21 Leuchtstoffröhren und andere quecksilberhaltige Abfälle 
 


